
Satzung zur Förderung von Kindertagespflege in der  
Wallfahrtsstadt Kevelaer vom 20.12.2023 

Präambel 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.2020 (GV NRW, S. 916), des § 90 Abs. 
1 Nr. 3 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes vom 
09.10.2020 (BGBl. I S. 2075) und der §§ 50, 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch – in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.12.2019 (GV. NRW. S. 
877) hat der Rat der Wallfahrtsstadt Kevelaer in seiner Sitzung am 19.12.2023 die folgende 
Satzung beschlossen:        
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§ 1 - Geltungsbereich 
Die Förderung der Kindertagespflege, die die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kin-
dertagespflegeperson, die fachliche Beratung und Begleitung der Erziehungsberechtigten und 
Kindertagespflegepersonen, die Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleis-
tung der Kindertagespflegepersonen umfasst ist gemäß § 23 SGB VIII eine Leistung der öffent-
lichen Jugendhilfe. 
 
Die Satzung betrifft Kinder die im Stadtgebiet Kevelaer wohnhaft sind und Kindertagespfle-
gepersonen, die Kinder die im Stadtgebiet Kevelaer wohnhaft sind, betreuen.  
 

§ 2 - Kindertagespflege als Aufgabe der Jugendhilfe 
Die Schaffung von Angeboten zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege gehört gemäß 
§ 2 Absatz 2 Nr. 3 SGB VIII zur Leistung der Jugendhilfe; zuständig sind die Jugendämter. Sie 
tragen die Gesamtverantwortung für die entsprechenden Aufgaben einschließlich der Pla-
nungsverantwortung.   
Zuständig für die Gewährung von Leistungen der Kindertagespflege ist gemäß § 86 SGB VIII 
das Jugendamt, in dessen Bereich die Eltern des Tageskindes ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Das Jugendamt, in dessen Auftrag die Kindertagespflegeperson aus tätig wird, ist mit-
hin auch zuständig für die laufende Geldleistung einschließlich der Erstattung der Aufwen-
dungen zur Unfallversicherung, Alterssicherung, Kranken- und Pflegeversicherung.  
Die Verantwortung für die fachliche Begleitung sowohl der Kindertagespflegeperson (§ 23 
Absatz 1 SGB VIII) als auch der Eltern (§ 23 Absatz 4 SGB VIII) obliegt dem Jugendamt. 
 
Die Fachberatung für Kindertagespflege des Jugendamtes der Wallfahrtsstadt Kevelaer berät 
die Kindertagespflegepersonen durch fachliche Einzelberatung. Der Anspruch auf Beratung für 
die Eltern, die ihre Kinder in der Kindertagespflege betreuen lassen, wird von der Fachbera-
tung für Kindertagespflege gewährleistet. 
 

§ 3 - Definition und Voraussetzungen der Kindertagespflege 
(1) Definition der Kindertagespflege  
Die Kindertagespflege ist ein flexibles Betreuungsangebot, dessen Merkmale die Familienähn-
lichkeit und die enge persönliche Bindung eines Kindes an die Kindertagespflegeperson sowie 
deren häusliches Umfeld sind.  
 
Die Kindertagespflege soll  

- die Entwicklung eines Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-
gen Persönlichkeit fördern,  

- die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen und  

- den Erziehungsberechtigten helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser mit-
einander vereinbaren zu können.  

 
Der Förderauftrag der Kindertagespflege umfasst die Bereiche Erziehung, Bildung und Betreu-
ung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwick-
lung des Kindes. Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen 
und sonstigen Fähigkeiten, an der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des 
einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen. Der Auftrag der 
Kindertagespflege schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. 
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(2) Eignung der Kindertagespflegeperson  
Die Eignungskriterien erstrecken sich bei der Überprüfung auf die Bereiche Persönlichkeit, 
Sachkompetenz, Kooperationsbereitschaft sowie auf vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Kin-
dertagespflege (§ 23 Abs. 3 SGB VIII und § 21 Abs. 1 KiBiz). Die pädagogische Fachberatung 
führt Eignungseinschätzungsgespräche mit den zukünftigen Kindertagespflegepersonen und 
stellt Empfehlungsschreiben, für die Qualifizierung in der Kindertagespflege aus, die benötigt 
werden, um sich beim Bildungsträger anmelden zu können. Kindertagespflegepersonen sollen 
nicht jünger als 21 Jahre sein, über einen Hauptschulabschluss oder einen vergleichbaren aus-
ländischen Schulabschluss oder einen anerkannten Berufsabschluss verfügen. Die Kinderta-
gespflegeperson soll über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. Gegebe-
nenfalls ist dies mit einem Zertifikat für einen Sprachkurs Deutsch B2 nachzuweisen. 
Die Kindertagespflegeperson steht in einer engen emotionalen Bindung zu den Tagespflege-
kindern und fördert deren kognitive, emotionale, soziale und körperliche Entwicklung zu ei-
genverantwortlichen, kompetenten und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten. Darüber hin-
aus arbeitet sie in besonderer Weise eng mit den Erziehungsberechtigten zusammen. Die kon-
struktive Zusammenarbeit mit dem Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer ist ebenso Vo-
raussetzung der Eignung. 
 
(3) Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege 
Der Anspruch auf Förderung in Kindertagespflege ergibt sich aus § 24 SGB VIII.  
Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf und ist einzel-
fallbezogen durch die Fachkraft beim Jugendamt zu prüfen. 
Der Maßstab für die Darlegungspflicht des Bedarfs bei Kindern zwischen Vollendung des ers-
ten und dritten Lebensjahres darf sich dabei wegen der Gleichwertigkeit der Betreuungsange-
bote nicht von dem für eine Betreuung in Kindertageseinrichtungen unterscheiden.  
 
Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder in 
Kindertagespflege zu fördern, wenn  

- diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder   

die Erziehungsberechtigten  

- einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit su-
chend sind;  

- sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschul-
ausbildung befinden oder  

- Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des SGB II erhalten.  
 

Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Lebensjah-
res Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kinderta-
gespflege.  
Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf För-
derung in einer Kindertageseinrichtung. Das Kind kann ergänzend auch in Kindertagespflege 
(Randzeitenbetreuung) gefördert werden.  
Kinder im schulpflichtigen Alter können ebenfalls ergänzend auch in Kindertagespflege geför-
dert werden. Eine von der Schule angebotene Betreuung muss vorrangig in Anspruch genom-
men werden. 
Kindertagespflege soll mit der Vollendung des 14. Lebensjahres beendet werden. Auf Antrag 
kann auch für Jugendliche, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, im Bedarfsfall 
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ergänzende Förderung in der Kindertagespflege nach dem individuellen Bedarf gewährt wer-
den. 
 
(4) Umfang der Betreuung 
Bei der Betreuung von Kindern in Kindertagespflege sind der Entwicklungstand und die alters-
spezifischen Bedürfnisse zum Wohle des Kindes zu berücksichtigen. Aus fachlicher Sicht sollte 
die Betreuungszeit außerhalb der Familie in der Regel 9 Stunden täglich bzw. 45 Stunden wö-
chentlich nicht überschreiten.  
Wird die Betreuung von 45 Stunden wöchentlich überschritten ist zwingend eine Arbeitszeit-
bescheinigung erforderlich. 
 
Die Betreuung beginnt mit der Eingewöhnung ab dem im Antrag angegebenen ersten Betreu-
ungstag des Kindes und kann im ersten Monat nach Bedarf erfolgen. Dafür ist es erforderlich, 
dass sich die Erziehungsberechtigten und die Kindertagespflegeperson im engen Dialog über 
die Eingewöhnungszeit, über den Ablauf und die Vorgehensweise abstimmen. 
 
(5) Antrags- und Bewilligungsverfahren 
Die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes in der Kindertagespflege setzt grundsätzlich 
voraus, dass die gemeinsam sorgeberechtigten Eltern oder der allein sorgeberechtigte Eltern-
teil dem Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer spätestens sechs Monate vor Inanspruch-
nahme den für ihr Kind gewünschten Betreuungsbedarf, den gewünschten Betreuungsumfang 
und die Betreuungsart schriftlich oder elektronisch angezeigt haben. 
Ein kurzfristiger Bedarf auf einen Betreuungsplatz ist gegenüber dem Jugendamt der Wall-
fahrtsstadt Kevelaer unverzüglich anzuzeigen. 
Die Bedarfsanzeige sollte online, über das Anmeldeportal für Kindertagespflege (TPF-online) 
auf der Homepage der Wallfahrtsstadt Kevelaer erfolgen. Die Bestätigung über den Eingang 
der Bedarfsanzeige erfolgt systemseitig. 
 
Zur Vermittlung eines Kindertagespflegeplatzes ist ein persönliches Beratungsgespräch mit 
der Fachkraft für Kindertagespflege des Jugendamtes der Wallfahrtsstadt Kevelaer erforder-
lich. 
 
Die Übernahme der Kosten für eine geeignete Kindertagespflegeperson durch die Wallfahrts-
stadt Kevelaer ist von den Erziehungsberechtigten eines Kindes schriftlich zu beantragen (An-
tragsformular). Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese 
Person an Stelle der Erziehungsberechtigten. 
 
Der Erstantrag auf Förderung von Kindern in Kindertagespflege inklusive des Vertrages mit der 
Kindertagespflegeperson muss spätestens 4 Wochen vor Betreuungsbeginn beim Jugendamt 
Kevelaer vorliegen. Eine rückwirkende Kostenübernahme ist grundsätzlich nicht möglich. Eine 
Bewilligung erfolgt grundsätzliche zum 1. eines Monats. 
 
Ein formloser schriftlicher Antrag auf Fortführung der Kindertagespflege muss von den Erzie-
hungsberechtigten spätestens am 3. Werktag des Monats, in dem der Bewilligungszeitraum 
für die Kindertagespflege regulär endet, gestellt werden. 
Die Bewilligung erfolgt per Bescheid. 
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Die Bewilligung ist immer nur für das laufende Kindergartenjahr und wird auf Antrag entspre-
chend verlängert. Der Bescheid enthält Angaben zum Förderzeitraum, zum Betreuungsum-
fang und zum Elternbeitrag. 
 
(6) Vertragliche Zusammenarbeit mit den Eltern  
Für Klarheit in der Zusammenarbeit zwischen Eltern und Kindertagespflegepersonen ist in 
jedem Fall ein schriftlicher Vertrag abzuschließen.  
Neben einem möglichen Leitfaden für Erstgespräche dient der Vertrag ebenso wie die Kon-
zeption dazu, Organisatorisches und weitere Regelungen professionell abzuwickeln und 
möglicherweise Konfliktträchtiges im Vorfeld zu klären.  
 
Der Vertrag muss Aussagen zu Eingewöhnungszeiten, Betreuungszeiten, vereinbarte Wo-
chenstunden, Verpflegungskosten, Vertretung für Urlaub/Krankheit der Kindertagespflege-
person, Impfschutz, Notfallbetreuung und Kündigungsmöglichkeiten enthalten. 
 
Die Betreuung beginnt mit der Eingewöhnung ab dem im Antrag angegebenen ersten Be-
treuungstag des Kindes und kann im ersten Monat nach Bedarf erfolgen. 
 
Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer lässt die Zahlung eines angemessenen Entgelts 
für Mahlzeiten an die Kindertagespflegeperson zu. 
 
Zusätzliche Zahlungen der Eltern (weitere Kostenbeiträge) an die Kindertagespflegeperson 
sind gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 KiBiz gesetzlich ausgeschlossen, wenn eine Förderung des Kindes 
nach den §§ 23,24 SGB VIII erfolgt. Sollten unzulässige private Zuzahlungen vereinbart wer-
den, besteht kein Anspruch der Kindertagespflegeperson auf die laufenden Geldleistungen.  
 
Auf der Grundlage eines guten Vertrags können stabile Betreuungsverhältnisse aufgebaut und 
vorzeitige Betreuungsabbrüche vermieden werden.  
 
Der Vertrag darf keine Regelungen enthalten, die den gesetzlichen Vorgaben widersprechen. 
Im ersten vertraglich vereinbarten Betreuungsmonat besteht grundsätzlich eine Kündigungs-
möglichkeit zum Monatsende. Ansonsten besteht eine Kündigunsfrist von sechs Wochen zum 
Monatsende, wobei eine Kündigung zum Ende der Monate Mai und Juni ohne Vorliegen eines 
besonderen Grundes (z.B. Umzug) ausgeschlossen ist. Eine Kündigung muss dem Jugendamt 
unverzüglich mitgeteilt werden. 
 
Der unterschriebene Betreuungsvertrag zwischen der Kindertagespflegeperson und der/den 
Erziehungsberechtigten ist vorzulegen oder in Kopie beim Jugendamt der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer einzureichen. 
 
(7) Mitwirkungs- und Mitteilungspflicht der Eltern und Kindertagespflegepersonen 
Die Erziehungsberechtigten und die Kindertagespflegeperson sind verpflichtet, jede struktu-
relle Änderung im Kindertagespflegeverhältnis dem Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer 
unverzüglich schriftlich (z.B. per E-Mail) mitzuteilen. Werden Änderungen, die eine Erhöhung 
der Förderleistung bewirken, erst 2 Wochen nach dem Eintritt des Ereignisses mitgeteilt, er-
folgt eine Änderungsbewilligung erst ab dem 1. Tag des Folgemonats.  
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Hierzu zählen: 
- Änderung der wöchentlichen Betreuungszeit und in der Verteilung der täglichen Be-

treuungszeit 
- Änderungen der Anzahl der betreuten Kinder 
- Beendigung oder Wechsel der Kindertagesbetreuung  
- eine Unterbrechung der Betreuungszeiten durch Krankheit, Urlaub bzw. sonstiger Ver-

hinderung  
- einen Wohnungswechsel 
- Änderungen, welche unmittelbar rechtliche und/oder tatsächliche Auswirkungen auf 

die Anspruchsvoraussetzungen haben 
 
Sowohl die Kindertagespflegeperson als auch die Erziehungsberechtigten sind eigenständig 
zur Mitteilung verpflichtet.  
 
Eltern, die eine Betreuung ihres Kindes ohne Bewilligung des Jugendamtes der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer, bei einer Kindertagespflegeperson in Anspruch nehmen, müssen den Vergütungs-
anspruch der Kindertagespflegeperson aus eigenen Mitteln bezahlen. Dies gilt auch wenn 
mehr Betreuungsstunden in Anspruch genommen werden als bewilligt wurden. 
 
(8) Belegungsplan 
Es muss ein Belegungsplan geführt werden, der von der Fachberatung für Kindertagespflege 
eingesehen werden darf. 
 
(9) Konzeption der Kindertagespflege  
Gemäß § 15 KiBiz gelten in der Kindertagespflege dieselben Grundsätze der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit wie in Kindertageseinrichtungen.  
Jede Kindertagespflegestelle führt die Bildung, Erziehung und Betreuung nach einer eigenen 
pädagogischen Konzeption durch.  
 
Die Konzeption sollte unter Berücksichtigung von §§ 15, 17 KiBiz Auskunft über Hauptzielset-
zungen der Förderung, über Förderinhalte und über wichtigste Arbeitsformen der Kinderta-
gespflege geben. Sie ist die Grundlage für die Verständigung mit den Eltern über die gemein-
same Förderpraxis und wird anhand gemachter Erfahrungen und sich ändernder Akzentset-
zungen kontinuierlich überprüft und nach Bedarf fortgeschrieben. 
 
Die Konzeption muss Ausführungen zur Eingewöhnungsphase, zur Bildungsförderung, insbe-
sondere zur sprachlichen und motorischen Förderung, zur Sicherung der Rechte der Kinder, 
zu Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und -sicherung und zur Erziehungspartnerschaft mit 
den Eltern enthalten. 
 
Eine entwicklungsorientierte und individuelle Eingewöhnung ist eine grundlegende Voraus-
setzung dafür, dass Kinder einen guten Start in die Kindertagespflege haben und von der früh-
kindlichen Förderung sowie von der sozialen Interaktion mit den anderen Kindern profitieren 
können. Für eine erfolgreiche Eingewöhnung gibt es verschiedene Konzepte. In der Kinderta-
gespflege haben sich das sog. „Berliner Modell“ und das „Münchener Eingewöhnungsmodell“ 
bewährt.  
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Während der Eingewöhnungsphase ist ausnahmslos die Höchstzahl der gleichzeitig anwesen-
den Kinder und der in der Tagespflegerlaubnis festgelegten Gesamtzahl der Kinder einzuhal-
ten. 
 
 
(10) Qualifizierung der Kindertagespflegeperson  
Kindertagespflege trägt dazu bei, das Recht des Kindes auf eine optimale Förderung und Be-
treuung auch außerhalb der Familie zu verwirklichen. Sie erweitert das institutionelle Ange-
bot im Bereich der Kindertagesbetreuung um ein familiennahes Angebot mit einem eigen-
ständigen Leistungs- und Aufgabenprofil.  
 
Um ein entsprechend qualifiziertes Betreuungsangebot zu gewährleisten, sollen Kindertages-
pflegepersonen nach § 23 Absatz 3 SGB VIII i. V. m. § 21 Absatz 1 KiBiz über vertiefte Kennt-
nisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen.  
Hinsichtlich der Qualifizierungsstandards wird in § 21 Absatz 1 Satz 2 KiBiz gefordert, dass 
Kindertagespflegepersonen über eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaftlich 
entwickelten Lehrplans verfügen sollen, der inhaltlich und nach dem zeitlichen Umfang dem 
Standard des vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten Lehrplans zur Kindertagespflege 
(DJI-Curriculum) entspricht, sofern sie nicht sozialpädagogische Fachkräfte mit Praxiserfah-
rung in der Betreuung von Kindern sind.  
 
Ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 sollen alle Kindertagespflegepersonen, die erstmalig 
diese Tätigkeit aufnehmen, zum Nachweis der persönlichen Eignung über eine Qualifikation 
auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Lehrplans verfügen, der inhaltlich und 
nach dem zeitlichen Umfang dem Standard des vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten 
kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) entspricht.  
Abweichend davon benötigen sozialpädagogische Fachkräfte (Verordnung zu den Grundsät-
zen über die Qualifikation und den Personalschlüssel: Personalverordnung), die ab dem Kin-
dergartenjahr 2022/2023 erstmalig als Kindertagespflegeperson tätig werden, nur einen 
Nachweis über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege im 
Umfang von 80 Unterrichtseinheiten. 
Mit der neuen Regelung des § 21 Absatz 2 KiBiz soll die Qualität in der Kindertagespflege 
durch Kindertagespflegepersonen und die Kindertagespflege als wichtige Säule der Kinderta-
gesbetreuung gestärkt werden.  
 
Für bisherige Kindertagespflegepersonen besteht die Möglichkeit den Aufbaukurs 160+ zu 
absolvieren um eine Qualifikation nach dem kompetenzorientierten Qualifizierungshand-
buch Kindertagespflege (QHB) zu erreichen.  
 
Für die Betreuung von Kinder mit Behinderungen oder Kinder, die von wesentlichen Behinde-
rungen bedroht sind, und bei denen dies von einem Träger der Eingliederungshilfe festgestellt 
wurde muss die Kindertagespflegeperson über eine zusätzliche Qualifikation zur Betreuung 
von Kindern mit oder mit drohenden Behinderungen verfügen.  
 
(11) Fort- und Weiterbildung, Informations- und Erfahrungsaustausch  
Wichtige Ergänzungen zur Qualifizierung von Kindertagespflege sind regelmäßige Fort- und 
Weiterbildungen und Angebote zum Informations- und Erfahrungsaustausch.  
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Die Kindertagespflegeperson muss jährlich mindestens 10 Unterrichtsstunden Fortbildungs-
angebote wahrnehmen. Die Hälfte der Fortbildungsstunden sind verpflichtende Fortbildun-
gen zum Thema Kindesschutz. Teilnahmebescheinigungen über die Fortbildungen müssen von 
der Kindertagespflegeperson bis spätestens zum 31. Januar des folgenden Jahres vorgelegt 
werden. 
Die Fortbildungen sollen außerhalb der Betreuungszeiten wahrgenommen werden. 
Sollte keine Fortbildungen im Jahr besucht werden wird im ersten Jahr eine Ermahnung erfol-
gen. Im Wiederholungsfall wird die Zahlung der laufenden Geldleistung um die Hälfe gekürzt 
bis zur Vorlage der Nachweise.  
Neue Betreuungsverträge der Kindertagespflegeperson auf Förderung in Kindertagespflege 
werden nicht bewilligt bis die Nachweise vorliegen.  
Ansprechpartner für Fortbildungen sind u. a. die Familienzentren, das Bildungsforum FBS Gel-
dern-Kleve, die AWO Lotte-Lemke Familienbildungsstätte und die VHS.  
Neben jährlich stattfindenden Hausbesuchen und Hospitationen in der Kindertagespflege-
stelle, durch die Fachberatung der Kindertagespflege, bietet das Jugendamt der Wallfahrts-
stadt Kevelaer zweimal jährlich ein Austauschtreffen an. Alle Kevelaerer Kindertagespflege-
personen werden hierbei zu einem Informations- und fachlichem Austausch eingeladen. 
 
 
 

§ 4 - Erlaubnis zur Kindertagespflege 
(1) Grundlagen 
Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis sowie deren Rücknahme oder Widerruf zur Kinderta-
gespflege ist gemäß § 87a Abs.1 SGB VIII das Jugendamt, in dessen Bereich die Kindertages-
pflegeperson ihre Tätigkeit ausübt. 
 
Gemäß § 43 Abs. 1 SGB VIII ist eine Erlaubnis zur Kindertagespflege erforderlich, wenn ein 
oder mehrere Kinder  
 

- außerhalb des Haushalts der Erziehungsberechtigten  

- während eines Teils des Tages  

- mehr als 15 Stunden wöchentlich  

- gegen Entgelt  

- länger als drei Monate  

betreut werden. 

Erfolgt eine derartige Kindertagespflege ohne Genehmigung des Jugendamtes der Wallfahrts-
stadt Kevelaer, kann sie von dieser offiziell untersagt werden. 
 
Auch in Fällen, in denen wegen des geringen Betreuungsumfangs keine Erlaubnis zur Kinder-
tagespflege erforderlich ist, kann eine Förderung im Sinne des § 23 SGB VIII aufgrund des kon-
kreten Bedarfs i. S. d. § 24 Absatz 3 SGB VIII angezeigt sein.  
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass eine qualifizierte Betreuung gewährleistet sein muss, die 
sich an den Bedürfnissen des Tageskindes orientiert. Die notwendige Qualifizierung muss 
durch die Fachberatung für Kindertagespflege festgestellt werden. 
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Gemäß §§ 43 Absatz 2 SGB VIII, § 22 KiBiz ist die Erlaubnis zur Kindertagespflege zu erteilen, 
wenn die Kindertagespflegeperson für diese Tätigkeit geeignet ist.  
 
Unter der Voraussetzung, dass die Geeignetheit der Person überprüft wurde und geeignete 
Räume zur Verfügung stehen, erhält die Kindertagespflegeperson eine schriftliche Pflegeer-
laubnis.  
Die Pflegeerlaubnis ist auf 5 Jahre befristet. Die Verlängerung muss nach Ablauf schriftlich von 
der Tagespflegeperson rechtzeitig beantragt werden.  
 
Die Grundlage zur Prüfung von geeigneten Räumen ist die Handreichung Kindertagespflege 
in Nordrhein-Westfalen in der jeweils aktuellen Fassung. 
Kindertagespflege ist eine freiberufliche Tätigkeit. Die Erziehung von Kindern gegen Entgelt 
stellt laut Gewerbeordnung kein Gewerbe dar (§ 6 GewO). 
 
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Belegung durch das Jugendamt der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer.  
 
(2) Befugnis zur Betreuung 
Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu maximal fünf gleichzei-
tig anwesenden, fremden Kindern. 
Im Einzelfall können gemäß § 22 Absatz 2 Satz 2 KiBiz maximal bis zu acht Kinder über die 
Woche verteilt betreut werden (insgesamt acht Betreuungsverträge). Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass auch in diesem Fall nie mehr als fünf fremde Kinder gleichzeitig betreut wer-
den dürfen.  
Die Erlaubnis zur Kindertagespflege kann im Einzelfall auf eine geringere Anzahl von Kindern 
beschränkt werden. 
 
Gemäß § 22 Absatz 2 Satz 3 KiBiz wird unter Einhaltung der qualitativen Vorgaben die Mög-
lichkeit eröffnet, zehn Betreuungsverträge abzuschließen.  
Sollte die Kindertagespflegeperson zudem im Rahmen der Bereitschaftspflege ein oder meh-
rere Pflegekinder im Alter von 0 bis 4 Jahren betreuen, so ist die Anzahl der Betreuungsver-
träge, bzw. der zu betreuenden Kinder in der Kindertagespflege entsprechend zu reduzieren. 
 
In § 22 Absatz 3 KiBiz ist festgelegt, dass, wenn sich Kindertagespflegepersonen in einem Ver-
bund zusammenschließen (Großtagespflege), insgesamt höchstens neun Kinder durch höchs-
tens drei Kindertagespflegepersonen betreut werden dürfen. Voraussetzung für die Großta-
gespflege ist, dass jede Kindertagespflegeperson über eine Erlaubnis zur Kindertagespflege 
verfügt (§ 22 Absatz 3 Satz 2 KiBiz), die Räumlichkeiten geeignet sind und “der nicht instituti-
onelle, familienähnliche Charakter“ gewährleistet ist. Die vertragliche und pädagogische Zu-
ordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson muss gewähr-
leistet sein.  
 
Die Erziehungsberechtigten können auch Bekannte oder Nachbarn als Kindertagespflegeper-
sonen vorschlagen. Unter der Voraussetzung, dass die Person geeignet ist, werden zeitlich be-
grenzte Kindertagespflegeverhältnisse ohne Qualifizierung erlaubt. 
Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer übernimmt die Kosten für die Betreuung eines 
verwandten Kindes nur, wenn die qualifizierte Kindertagespflegeperson noch mindestens ein 
weiteres durch das Jugendamt Kevelaer gefördertes Kind betreut.  
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 § 5 - Formen der Kindertagespflege 
(1) Kindertagespflege im Haushalt der Kindertagespflegeperson  
Die häufigste Form der Kindertagespflege ist die Betreuung im Haushalt der Kindertagespfle-
geperson. Kindertagespflegepersonen verbinden den eigenen Haushalt und das Familienle-
ben mit der Kindertagespflege fremder Kinder. Diese werden einbezogen in den alltäglichen 
Lebens- und Arbeitsrhythmus in der Kindertagespflegefamilie.  
 
(2) Kindertagespflege im Haushalt der Eltern  
Kindertagespflege kann auch im Haushalt der Eltern (Personensorgeberechtigten) des Tages-
kindes erfolgen. Kindertagespflegepersonen, die im Haushalt der Erziehungsberechtigten de-
ren Kinder betreuen, bedürfen keiner Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII. In 
diesen Fällen sind die Kindertagespflegepersonen häufig als Angestellte der Eltern tätig.  
 
 
(3) Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen  
Kindertagespflege kann gemäß § 22 SGB VIII, § 22 Absatz 5 KiBiz auch in anderen geeigneten 
Räumen geleistet werden, die weder zum Haushalt der Kindertagespflegeperson noch zum 
Haushalt der Eltern gehören. Wird Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen geleis-
tet, sind besondere Anforderungen des Baunutzungsrechts und des Bauordnungsrechts zu 
beachten.  
 
(4) Kindertagespflege in Kindertageseinrichtungen  
In § 22 Absatz 5 Satz 2 KiBiz wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass andere Räume auch 
Räume in einer Kindertageseinrichtung sein können.  
 
(5) Großtagespflege nach § 22 Absatz 3 KiBiz  
Die gemeinsame Nutzung von geeigneten Räumen durch mehrere Kindertagespflegeperso-
nen wird als „Großtagespflege“ bezeichnet.  
Das KiBiz räumt gemäß § 22 Absatz 3 KiBiz die Möglichkeit ein, dass sich höchstens drei Kin-
dertagespflegepersonen in einem Verbund zusammenschließen, Räume gemeinsam nutzen 
und in dieser Form höchstens bis zu neun Kinder gleichzeitig und insgesamt bis zu 15 Betreu-
ungsverträge schließen können.  
 

§ 6 - Vertretung in Ausfallzeiten 
Die Erziehungsberechtigen und die Kindertagespflegeperson sorgen in der Regel für eine ge-
eignete, qualifizierte Vertretung im Falle ihres Urlaubes oder bei Erkrankung. Aus diesem 
Grund haben die Kindertagespflegepersonen den Eltern bei Abschluss eines Betreuungsver-
trages ihre Urlaubsplanung für das laufende Kalenderjahr mitzuteilen. Weiter muss die Ur-
laubsplanung für das nächste Kalenderjahr den Eltern bis zum 01.12. des laufenden Jahres 
mitgeteilt werden. Die geplanten Urlaubstage sind dem Jugendamt ebenfalls bis zum 01.12. 
für das nächste Kalenderjahr mitzuteilen.  
Die Jugendämter haben gemäß § 23 Absatz 4 Satz 2 SGB VIII die Pflicht, für Ausfallzeiten einer 
Kindertagespflegeperson rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Tageskind si-
cherzustellen. 
Mit Blick auf das Kindeswohl sollte insbesondere bei kleinen Kindern sichergestellt werden, 
dass eine geeignete Ersatzkraft zum Einsatz kommt, mit der sich die Tageskinder und ihre El-
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tern nach Möglichkeit im Vorfeld weitgehend vertraut machen konnten. Da ohne Einverständ-
nis mit den Eltern des Kindes kein Einsatz von Vertretungspersonen erfolgen darf, ist eine ent-
sprechende Absprache erforderlich. Die konkreten Vertretungsregelungen sind in Absprache 
mit den Eltern des Tageskindes schriftlich festzulegen und dem Jugendamt bei Abschluss eines 
Betreuungsvertrages mitzuteilen, damit das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer bei Be-
darf eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Tageskind sicherstellen kann. 
Bei einer Vertretung darf die Höchstzahl von fünf gleichzeitig anwesenden Kinder nicht über-
schritten werden. 
 

§ 7 - Elternbeiträge 
Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagespflege erhebt die Wallfahrtsstadt 
Kevelaer einen öffentlich-rechtlichen Kostenbeitrag. Der Elternbeitrag ist der Satzung zur Er-
hebung von Elternbeiträgen zum Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder und für die För-
derung von Kindern in Kindertagespflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer in der jeweils gülti-
gen Fassung zu entnehmen. Der Elternbeitrag ist ab Beginn der Eingewöhnung in voller Höhe 
zu zahlen. 
Die tägliche Förderung in der Kindertagepflege richtet sich nach dem individuellen Bedarf. Der 
Elternbeitrag ist gemäß der Satzung zur Erhebung von Elternbeiträgen zum Besuch von Tages-
einrichtungen für Kinder und für die Förderung von Kindern in Kindertagespflege in der Wall-
fahrtsstadt Kevelaer wie folgt gestaffelt: 
bis zu 15 Wochenstunden 
bis zu 25 Wochenstunden 
bis zu 35 Wochenstunden 
bis zu 45 Wochenstunden 
über 45 Wochenstunden 
 
Zusätzliche Zahlungen der Eltern (weitere Kostenbeiträge) an die Kindertagespflegeperson 
sind gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 KiBiz gesetzlich ausgeschlossen, wenn eine Förderung des Kindes 
nach den §§ 23,24 SGB VIII erfolgt.  
Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer lässt die Zahlung eines angemessenen Entgelts 
für Mahlzeiten an die Kindertagespflegeperson zu. Die Kindertagespflegeperson kann die An-
gemessenheit der Verpflegungskosten mit einer Kalkulation nachweisen. Verpflegungskosten 
werden von der Kindertagespflegeperson direkt mit den Erziehungsberechtigten abgerechnet.  
 

§ 8 - Rechtliche Rahmenbedingungen für Kindertagespflegepersonen 

(1) Selbständige Tätigkeit 
Die Kindertagespflege kann sowohl in Form der selbstständigen Tätigkeit als auch im Rahmen 
eines Arbeitsverhältnisses ausgeübt werden.  
 
Die Vertragsbeziehungen zwischen der selbstständigen Kindertagespflegeperson und dem Ju-
gendamt sind öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Bei der durch das jeweilige Jugendamt gezahl-
ten Geldleistung im Sinne des § 23 Absatz 2 und Absatz 2 a SGB VIII handelt es sich nicht um 
eine Vergütung im Sinne eines Arbeitsentgelts für Dienste, die die Kindertagespflegeperson 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe erbringt. Die Geldleistung wird auf Grund-
lage von Bescheiden nach SGB VIII und kommunaler Satzungen geleistet. Die Kindertagespfle-
geperson ist bei der Betreuung nicht an Weisungen des Jugendamtes hinsichtlich Inhalt, 
Dauer, Durchführung, Ort und Zeit gebunden. Auch die Erlaubnispflicht nach § 43 Absatz 1 
SGB VIII begründet keine Weisungsabhängigkeit der Kindertagespflegeperson. Die Vorschrift 
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soll lediglich durch einen präventiven Erlaubnisvorbehalt einen Mindeststandard der Betreu-
ung sicherstellen. Darüber hinaus steht der Kindertagespflegeperson bei der Gestaltung der 
Tätigkeit ein Entscheidungsspielraum mit Einschränkung der gesetzlichen Bestimmungen und 
dem Kindeswohl zu.  
 
(2) Unfallversicherung der Kindertagespflegeperson  
Kindertagespflegepersonen unterliegen der gesetzlichen Unfallversicherung. Zuständig sind 
die Unfallkassen, wenn die Kindertagespflegeperson in einem Arbeitsverhältnis (§ 2 Nr. 1 SGB 
VII) steht bzw. die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, wenn 
die Kindertagespflegeperson selbstständig tätig ist (§ 2 Nr. 9 SGB VII). Die eigenständige An-
meldung bzw. Abmeldung der Tätigkeit ist für jede Tagespflegeperson verpflichtend.   
 
(3) Führungszeugnisse 
Im Rahmen der Eignungsprüfung ist ein erweitertes Führungszeugnis der Kindertagespflege-
person selbst vorzulegen (§§ 30, 30a gemäß Bundeszentralregistergesetz i. V. m. §§ 43 Absatz 
2, 72a SGB VIII). Ferner ist von allen weiteren volljährige Personen, die im Haushalt der Kin-
dertagespflegeperson leben, ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. Bei der Vorlage des 
erweiterten Führungszeugnisses sollte das Erstellungsdatum nicht länger als drei Monate zu-
rückliegen.  Spätestens alle 5 Jahre ist dem Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer ein aktu-
elles erweitertes polizeiliches Führungszeugnis vorzulegen. Um ein erweitertes Führungszeug-
nis beantragen zu können stellt das Jugendamt den Kindertagespflegepersonen eine Beschei-
nigung für das Bürgerbüro der Wallfahrtsstadt Kevelaer aus. Sollte kein erweitertes Führungs-
zeugnis vorgelegt werden kann die Erlaubnis zur Kindertagespflege aufgehoben werden bzw.  
keine neue Pflegeerlaubnis erteilt werden. 
 
(4) Erste-Hilfe-Kurse  
Vor Beginn der Tätigkeit als Kindertagespflegeperson ist ein Erste-Hilfe-Kurs zu absolvieren 
und danach alle zwei Jahre zu wiederholen. Die Gutscheine hierfür sind beim Jugendamt er-
hältlich. Eine Teilnahmebestätigung ist nach Abschluss unaufgefordert beim Jugendamt ein-
zureichen. 
 
(5) Steuerliche Identifikationsnummer 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2016 wird mit Inkrafttreten des Amtshilferichtlinie-Umset-
zungsgesetzes vom 26. Juni 2013 (BGBl. I Seite 1809) ein neues elektronisches Datenübermitt-
lungsverfahren u. a. für die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge in der Kindertages-
pflege eingeführt. Die Jugendämter sind aufgrund des neuen Datenübermittlungsverfahrens 
verpflichtet, die anteilige Übernahme der Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung der Ta-
gespflegepersonen nach § 23 Absatz 2 Nr. 3 und 4 SGB VIII jeweils bis zum 28. Februar des 
Folgejahres der Erstattung, erstmals bis zum 28.02.2017 unter Angabe der steuerlichen Iden-
tifikationsnummer der Kindertagespflegeperson an die zentrale Stelle der Finanzverwaltung 
zu übermitteln. Die Kindertagespflegepersonen sind verpflichtet die steuerliche Identifikati-
onsnummer dem Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer mitzuteilen. 
 

§ 9 - Weitere Einzelfragen 
(1) Elternmitwirkung 
Zur Stärkung der Rechte von Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, wird 
mit dem Kinderbildungsgesetz vom 01.08.2020 den Eltern eine flächendeckende Vertretung 
ihrer Interessen auf Jugendamtsbezirks- bzw. Landesebene ermöglicht. Die Vertretung der 
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Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, soll Analog zu Kindertageseinrich-
tungen bis zum 10. Oktober gewählt werden. Die Vertreter werden dann Mitglied im Jugend-
amtselternbeirat.  
 
(2) Kinderschutz – § 8a SGB VIII  
Das Wohl eines jeden Kindes steht auch in der Kindertagespflege an erster Stelle. Dies ist in 
zweierlei Hinsicht zu berücksichtigen:  
Zum einen darf von Kindertagespflegepersonen selbst keinerlei Gefährdungsrisiko ausgehen 
und zum anderen müssen sie bei den Kindern auf gewichtige Anhaltspunkte, die auf eine Kin-
deswohlgefährdung hindeuten könnten, achten.  
Die Kindertagespflege ist nun ausdrücklich in den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(§ 8a SGB VIII) miteinbezogen.  
 
Der § 8a Abs. 5 SGB VIII regelt, dass die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit Kindertages-
pflegepersonen, die Leistungen im Bereich der öffentlich geförderten Kindertagespflege er-
bringen, Vereinbarungen zum Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung abschließen müssen.  
Diese Vereinbarungen sollen sicherstellen, dass die Kindertagespflegepersonen bei Bekannt-
werden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine 
Gefährdungseinschätzung vornehmen und eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzu-
ziehen. 
 

Um eine Kindeswohlgefährdung durch Kindertagespflegepersonen von Anfang an auszu-
schließen, muss entsprechenden Vorkehrungen eine sehr hohe Priorität eingeräumt werden. 
So sollte unter anderem im Rahmen von Qualifizierungen, Fortbildungen und bei der Ertei-
lung der Pflegeerlaubnis das Thema Kinderschutz eine wichtige Rolle einnehmen. Falls den-
noch Anzeichen erkennbar werden, die auf das Risiko einer Kindeswohlgefährdung durch 
eine Kindertagespflegeperson hindeuten, muss zum Schutz der Kinder unverzüglich der 
Sachverhalt und damit einhergehend der Widerruf der Pflegeerlaubnis geprüft werden. 
Hierzu soll insbesondere die Kindertagespflegeperson zu den Vorwürfen angehört, Gesprä-
che mit den Eltern geführt und auch Hausbesuche vorgenommen werden.  
 
(3) Infektionsschutz  
Nach § 33 Nr. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) handelt es sich bei der erlaubnispflichtigen Kin-
dertagespflege nach § 43 Absatz 1 SGB VIII um eine Gemeinschaftseinrichtung im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes.  
 
(4) Impfschutz gegen Masern  
Am 1. März 2020 ist das Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfpräven-
tion (Masernschutzgesetz) in Kraft getreten. Ziel des Masernschutzgesetzes ist es, die Ver-
breitung der Masern durch eine Steigerung der Impfquoten zu verhindern und insbesondere 
vulnerable Gruppen wie Kinder zu schützen.  
Nach § 20 Absatz 9 IfSG müssen Personen, die in einer nach § 43 Absatz 1 SGB VIII erlaubnis-
pflichtigen Kindertagespflege betreut werden, (also die Tageskinder) oder Tätigkeiten ausü-
ben (das heißt die Kindertagespflegepersonen), einen nach den Empfehlungen der Ständigen 
Impfkommission ausreichenden Impfschutz gegen Masern oder eine Immunität gegen Ma-
sern aufweisen. Der Nachweis kann nach § 20 Absatz 9 Satz 1 Nr. 1 IfSG durch den Impfaus-
weis, das gelbe Kinderuntersuchungsheft oder durch ein ärztliches Attest erbracht werden.  
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Des Weiteren kann nach § 20 Absatz 9 Satz 1 Nr. 2 IfSG auch ein Attest über eine Immunität 
gegen Masern oder ein Attest darüber, dass auf Grund einer medizinischen Kontraindikation, 
etwa wegen einer Allergie gegen Bestandteile des Impfstoffs oder einer akuten schweren Er-
krankung nicht geimpft werden konnte, vorgelegt werden. Wenn sich aus dem Nachweis 
ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder 
vervollständigt werden kann, ist unverzüglich das zuständige Gesundheitsamt zu benachrich-
tigen (§ 20 Absatz 9 Satz 6 IfSG). Kinder, die am 1. März 2020 schon in Kindertagespflege be-
treut waren, müssen einen Nachweis über die Impfung nach § 20 Absatz 10 IfSG bis zum 31. 
Juli 2021 erbringen. Dasselbe gilt für Kindertagespflegepersonen, die bereits vor dem 1. 
März 2020 ihre Tätigkeit als Kindertagespflegeperson aufgenommen haben. Wird ein ent-
sprechender Nachweis nicht bis zum 31. Juli 2021 erbracht, ist unverzüglich das zuständige 
Gesundheitsamt zu informieren.  
Bei Verstößen gegen die Impfpflicht und die Meldepflicht können nach § 73 IfSG Bußgelder 
bis zu 2.500,00 Euro verhängt werden.  
 
(5) Unfallversicherung der Tageskinder  
Kinder sind gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 8a SGB VII „während der Betreuung durch geeignete Kin-
dertagespflegepersonen im Sinne von § 23 des Achten Buches“ gesetzlich unfallversichert. 
Sie unterstehen dann – wie Kindergarten- und Schulkinder – dem Schutz der Unfallkasse und 
sind bei Unfällen während der Betreuung sowie bei Wegeunfällen (auf direktem Weg zur o-
der von der Kindertagespflegeperson) versichert. Das heißt, alle Kinder, die von einer geeig-
neten Kindertagespflegeperson betreut werden, unterstehen dem gesetzlichen Unfallversi-
cherungsschutz, d. h. unabhängig davon, ob eine Förderung i. S. d. § 23 SGB VIII erfolgt. Vo-
raussetzung ist, dass der Betreuungsvertrag zwischen den Erziehungsberechtigten des Kin-
des und der Kindertagespflegeperson unter einer § 23 Absatz 1 SGB VIII entsprechenden Be-
teiligung des Jugendamts zustande gekommen ist.  
 
(6) Rauchen/Rauchmelder 
In den Räumen, die für die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege bestimmt sind, ist 
das Rauchen nicht gestattet (§12 Absatz 4 KiBiz).  
Zum 1. April 2013 wurde in Nordrhein-Westfalen die Rauchwarnmeldepflicht für Wohnun-
gen, insbesondere Kinder- und Schlafzimmer, eingeführt. Seit diesem Tag müssen alle Neu-
bauten mit Rauchwarnmeldern ausgestattet werden. Seit dem 1. Januar 2017 müssen auch 
Wohnungen, die bis März 2013 errichtet oder genehmigt wurden, entsprechend mit Rauch-
warnmeldern ausgestattet sein.  
 
(7) Investitionskosten 
Im Rahmen der Investitionsprogramme „Kinderbetreuungsfinanzierung“ des Bundes und des 
Ausbauprogramms U3 des Landes Nordrhein-Westfalen werden nach Maßgabe der „Richtli-
nie über die Gewährung von Zuwendungen für Investitionen für zusätzliche Plätze in Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflege“ des MKFFI Zuwendungen an Kindertagespflege-
personen für Investitionen zum Auf- und Ausbau von zusätzlichen Betreuungsplätzen für Kin-
der unter drei Jahren gewährt. Die Antragstellung erfolgt über das Jugendamt.  
 
(8) Datenschutz  
Regelungen zum Sozialdatenschutz enthält das 2. Kapitel des SGB X in den Vorschriften des 
§§ 67 ff. Die Regelungen der §§ 61 bis 68 SGB VIII gehen als speziellere Regelungen für den 
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Bereich der Kinder- und Jugendhilfe den allgemeinen Bestimmungen des SGB X und der Da-
tenschutzgesetze vor.  
Die im Rahmen der Kindertagespflege erhobenen personenbezogenen Daten unterfallen 
grundsätzlich dem Anwendungsbereich des SGB X sowie ergänzend der Datenschutzgrund-
verordnung.  
 

§ 10 - Förderung in Kindertagespflege durch das Jugendamt - Geldleistungen - 
Die Förderung von Kindern in Kindertagespflege durch das Jugendamt nach § 23 SGB VIII er-
folgt nach Maßgabe des § 24 SGB VIII. Sie setzt nicht in allen Fällen das Vorliegen einer Er-
laubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII voraus.  
Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, das heißt die Jugendämter, haben die 
Höhe der Geldleistung entsprechend den Vorgaben der bundesgesetzlichen Regelung         
des § 23 SGB VIII unter Beachtung der hierzu ergangenen Rechtsprechung auszugestalten.  
Die einzelnen Bestandteile der laufenden Geldleistung müssen differenziert und die jeweili-
gen Bestandteile der zu gewährenden Geldleistung vom Jugendamt ihrer Höhe nach be-
stimmt werden. 
 
Die Höhe der Geldleistungen richtet sich nach der Anlage 1 der Satzung zur Förderung von 
Kindertagesspflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer.  
 
Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer bezahlt die laufende Geldleistung an Kinderta-
gespflegepersonen grundsätzlich als Pauschalleistung monatlich im Voraus. Zur Überprüfung 
der Pauschalleistungen kann das Jugendamt zeitweise und anlassbezogen eine Abrechnung 
über Stundennachweise anordnen. Stundennachweise werden nach Vorlage abgerechnet. 
Überzahlte Geldleistungen sind zu erstatten oder werden ggf. verrechnet.  
 
Die Bewilligung erfolgt per Bescheid. 
 
Bei Erkrankung /Urlaub des Tageskindes oder bei Erkrankung/Urlaub der Kindertagespflege-
person wird die Geldleistung bis zu 6 Wochen weitergezahlt. Die Fortzahlung der laufenden 
Geldleistungen bei Urlaubstagen ist wie folgt begrenzt:  

Regelmäßige Öffnung der Kindertagespflegestelle  Urlaubstage 
5-7 Tage/Woche                                30 Tage 
4 Tage/Woche                         24 Tage 
3 Tage/Woche                                                 18 Tage 
 

Die geplanten Urlaubstage sind dem Jugendamt bis zum 01.12. für das nächste Kalenderjahr 
mitzuteilen. 
 
Bei Weiterfinanzierung der Kindertagespflegeperson (z.B. in Zeiten des Lock-Down während 
Corona) hat die Kindertagespflegeperson ihre volle Arbeitszeit zur Verfügung zu stellen, auch 
wenn sie die „eigenen“ Tageskinder in dieser Zeit nicht betreut. Wird die Arbeitszeit nicht zur 
Verfügung gestellt werden die Fehlzeiten auf die Urlaubstage angerechnet. 
 
Die laufende Geldleistung wird jährlich angepasst.  Für die Anpassung veröffentlicht die 
Oberste Landesjugendbehörde, gemäß § 37 KiBiz, in jedem Dezember, eine einheitliche Fort-
schreibungsrate für das jeweils im folgenden Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr. 
Die Anpassung erfolgt erstmals zum Kindergartenjahr 2024/2025 (01. August).  
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§ 11 - Inkrafttreten 
Die neue Satzung zur Förderung von Kindertagesspflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer tritt 
für die Zeit ab dem 01.03.2024 in Kraft und hebt die bisherige Satzung zur Förderung von 
Kindertagesspflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer mit Wirkung zum 29.02.2024 auf. 
 
 
 
Kevelaer, 20. Dezember 2023 
 
gez. Dr. Dominik Pichler 
Bürgermeister 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Förderung von Kindertagespflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer 
vom 20.12.2023 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Wallfahrtsstadt Kevelaer vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Kevelaer, den 20. Dezember 2023 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Dr. Dominik Pichler 
 
 



 

Anlage 1 der Satzung zur Förderung von Kindertagesspflege in der Wallfahrtsstadt Kevelaer (Stand ab 01.03.2024) 
 

Leistungen an die Kindertagespflegepersonen 
 
Die laufenden Geldleistungen für die Kindertagespflegeperson umfassen 

- die Erstattung angemessener Kosten für den Sachaufwand (ohne Verpflegungskosten) 
- einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung 
- sowie die Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen und zwar 

- die volle Erstattung nachgewiesener Beiträge zu einer angemessenen Unfallversicherung (verpflichtend) 
- die hälftige Erstattung nachgewiesener Beiträge zu einer angemessenen Alterssicherung 
- die hälftige Erstattung nachgewiesener Beiträge zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung. 
 

Der Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung der Kindertagespflegeperson berücksichtigt dabei den zeitlichen Umfang der Betreuung, den 
Förderbedarf der Kinder sowie die vorhandene Qualifizierung der Kindertagespflegeperson (§ 23 Abs. 2a SGB VIII). 
Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer bezahlt die laufende Geldleistung an Kindertagespflegepersonen grundsätzlich als Pauschalleistung 
monatlich im Voraus. Zur Überprüfung der Pauschalleistungen kann das Jugendamt zeitweise und anlassbezogen eine Abrechnung über Stunden-
nachweise anordnen. Stundennachweise werden nach Vorlage abgerechnet. Überzahlte Geldleistungen sind zu erstatten oder werden ggf. verrech-
net.  
 
Laufende Geldleistung für Kindertagespflegepersonen: 

 

Kindertagespflege ohne Qualifikation  3,77 € pro Stunde (Sachaufwand von 1,86 € enthalten) 

Stundenpauschale  1  5,76 € pro Stunde (Sachaufwand von 1,86 € enthalten) 

Stundenpauschale  2 5,86 € pro Stunde (Sachaufwand von 1,86 € enthalten) 

Kindertagespflege in angemieteten Räumen / Std.Pauschale 1 6,33 € pro Stunde (Sachaufwand von 2,43 € enthalten) 

Kindertagespflege in angemieteten Räumen / Std.Pauschale 2 6,43 € pro Stunde (Sachaufwand von 2,43 € enthalten) 

Kindertagespflege über Nacht (22:00 Uhr – 06:00 Uhr) 2,77 € pro Stunde 

 
Stundenpauschale 1 = Zertifikat DJI-Curriculum oder vergleichbare Abschlüsse sowie sozialpädagogische Fachkräfte  
Stundenpauschale 2 = Zertifikat QHB und sozialpädagogische Fachkräfte mit Nachweis über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der 
Kindertagespflege 
Zusätzliche Zahlungen der Eltern (weitere Kostenbeiträge) an die Kindertagespflegeperson sind gemäß § 51 Abs. 1 Satz 2 KiBiz gesetzlich ausge-
schlossen, wenn eine Förderung des Kindes nach den §§ 23,24 SGB VIII erfolgt. Sollten unzulässige private Zuzahlungen vereinbart werden, besteht 
kein Anspruch auf die laufenden Geldleistungen.  
 
 



 

Für Kinder mit Behinderungen oder Kinder, die von wesentlichen Behinderungen bedroht sind, und bei denen dies von einem Träger der Eingliede-
rungshilfe festgestellt wurde erhält die Kindertagespflegeperson zusätzlich zur laufenden Geldleistung einen monatlichen Betrag von 250,00 €. 
 
Für Kinder mit Behinderungen oder Kinder, die von wesentlichen Behinderungen bedroht sind, und bei denen dies von einem Träger der Eingliede-
rungshilfe festgestellt wurde erhält die Kindertagespflegeperson, wenn sie über eine zusätzliche Qualifikation zur Betreuung von Kindern mit oder 
mit drohenden Behinderungen verfügt sowie eine Platzreduzierung notwendig ist, einen zusätzlichen Monatsbetrag für 35 Wochenstunden. 
 
Qualifizierung der Kindertagespflegeperson 
Die Kosten für den Qualifizierungskurs QHB für Kindertagespflegepersonen werden vom Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer bei Bestehen der 
Prüfung unter folgenden Voraussetzungen, übernommen: 

- die Kindertagespflegeperson ist in Kevelaer gemeldet  
- die Kindertagespflegestelle ist in Kevelaer verortet  
- ein durch das Jugendamt Kevelaer gefördertes Kind wird mindestens zwei Jahre lang betreut 

Die Kosten werden zu Beginn des Kurses hälftig übernommen und der Restbetrag nach erfolgreichem Abschluss des Kurses erstattet. Bei nichtbe-
stehen der Prüfung oder sofern die Voraussetzungen nicht erfüllt werden, ist der bereits gezahlte Betrag an das Jugendamt der Wallfahrtsstadt 
Kevelaer zurückzuzahlen.  
Die Kosten für den Aufbaukurs 160+ für Kindertagespflegepersonen deren Qualifikation bereits dem DJI-Curriculum entspricht, werden vom Ju-
gendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer bei Bestehen der Prüfung (QHB) übernommen. 
 
Verpflegungskosten 
Werden zwischen der Kindertagespflegeperson und den Erziehungsberechtigten zusätzliche Verpflegungskosten vereinbart, ist dies im Betreuungs-
vertrag festzuhalten. Das Jugendamt der Wallfahrtsstadt Kevelaer lässt die Zahlung eines angemessenen Entgelts für Mahlzeiten an die Kinderta-
gespflegeperson zu. Die Kindertagespflegeperson kann die Angemessenheit der Verpflegungskosten mit einer Kalkulation nachweisen. 
Verpflegungskosten werden von der Kindertagespflegeperson direkt mit den Erziehungsberechtigten abgerechnet.  
 
Randzeitenbetreuung 
Die wöchentliche Stundenzahl, die maßgeblich für die Pauschale ist, erhöht sich wenn Kinder vor dem Besuch der Kindertageseinrichtung oder der 
Schule betreut werden müssen und von der Kindertagespflegeperson zur Einrichtung gebracht werden um eine Stunde. Das gleiche gilt bei der 
Abholung von einer Einrichtung und anschließender Betreuung durch eine Kindertagespflegeperson. 
 
Mittelbare Bildungs- und Betreuungszeit 
Erfolgt die laufende Geldleistung nach § 23 Absatz 2 Nummer 2 SGB VIII wird jeder Kindertagespflegeperson für jedes ihr zugeordnete Kind eine 
Stunde pro Betreuungswoche für mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit zusätzlich vergütet. 
 
 
 



 

Vergütung bei Erkrankung oder Urlaub 
Bei Erkrankung/Urlaub des Tageskindes oder bei Erkrankung/Urlaub der Kindertagespflegeperson wird die Geldleistung bis zu 6 Wochen weiter-
gezahlt (Monatsbetrag geteilt durch vier).  
 
Vergütung Urlaubs- und Krankheitsvertretung 
Die Vertretungstage sind stundenweise abzurechen.  
 
Vertretungsmodell 
Die Freihaltepauschale für die Vertretung beträgt 200,00 € im Monat. Bei einer Vertretung darf die Höchstzahl von fünf gleichzeitig anwesenden 
Tageskindern nicht überschritten werden. Dieser Betrag wird im Falle einer Vertretung angerechnet. Vertretungsmodelle werden durch die Fach-
beratung für Kindertagespflege geprüft.  
 
Eingewöhnungszeit 
Die Betreuung beginnt mit der Eingewöhnung ab dem im Antrag angegebenen ersten Betreuungstag des Kindes und kann im ersten Monat nach 
Bedarf erfolgen. Eine Bewilligung erfolgt grundsätzliche zum 1. eines Monats. Die Zahlung erfolgt ebenfalls ab diesem Zeitpunkt in Höhe der bewil-
ligten Betreuungsstunden. Während der Eingewöhnungsphase ist ausnahmslos die Höchstzahl der gleichzeitig anwesenden Kinder und der in der 
Tagespflegeerlaubnis festgelegten Gesamtzahl der Kinder einzuhalten. Eine Doppelbezahlung für Betreuungsplätze ist ausgeschlossen.  
 
Führungszeugnisse 
Die Kosten für erweiterte Führungszeugnisse (Kindertagespflegeperson und volljährige Personen die mit im Haushalt leben) werden erstattet. 
Sollte kein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt werden, kann die Erlaubnis zur Kindertagespflege aufgehoben werden bzw. keine neue Pflegeer-
laubnis erteilt werden. 
 
Fortbildungskosten 
Es werden Fortbildungskosten vom Jugendamt bis zu einer Höhe von 100,00 € pro Jahr übernommen. 
Die Kindertagespflegeperson muss jährlich mindestens 10 Unterrichtsstunden Fortbildungsangebote wahrnehmen. Die Hälfte der Fortbildungsstun-
den sind verpflichtende Fortbildungen zum Thema Kinderschutz. Die Fachberatung für Kindertagespflege bietet zum Thema Kinderschutz kostenlose 
Fortbildungen an. Teilnahmebescheinigungen über die Fortbildungen müssen von der Kindertagespflegeperson bis spätestens zum 31. Januar des 
folgenden Jahres vorgelegt werden. 
Sollten keine Fortbildungen bzw. zu wenige Stunden im Jahr besucht werden, wird im ersten Jahr eine Ermahnung erfolgen. Im Wiederholungsfall 
wird die Zahlung der laufenden Geldleistung bis zur Vorlage der Nachweise um die Hälfte gekürzt.  
Neue Betreuungsverträge der Kindertagespflegeperson auf Förderung in Kindertagespflege werden nicht bewilligt, bis die Nachweise vorliegen.  
Die Fortbildungen sollen außerhalb der Betreuungszeiten wahrgenommen werden. 
 
 
 



 

Erste-Hilfe-Kurse 
Gutscheine der Unfallkasse für einen Erste-Hilfe-Kurs (Auffrischung) sind beim Jugendamt erhältlich.  
 
Berechnungsformel der Pauschalen 
Wochenstunden x Geldleistung je Stunde x 4,33 Wochen 
 
Bei geringerer Stundenzahl als in der nachfolgenden Tabelle angegeben wird die o. g. Berechnungsformeln zur Ermittlung der Pauschale angewen-
det. 
Bei Kindertagespflege ohne Qualifikation wird ebenfalls eine Pauschale nach den o. g. Berechnungsformeln mit einer Stundenvergütung von 3,77 €  
berechnet.  
Für die Betreuung zu Nachtzeiten zwischen 22.00 Und 6.00 Uhr wird ebenfalls eine Pauschale nach den o. g. Berechnungsformeln mit einer Stun-
denvergütung von 2,77 € berechnet. 
 
Die Tabelle für angemietete Räume / Stundenpauschale 2 ist nicht beigefügt da sie zurzeit nicht zum Tragen kommt.  



 

 
Die laufende Geldleistung wird jährlich angepasst.  Für die Anpassung veröffentlicht die Oberste Landesjugendbehörde, gemäß § 37 KiBiz, 
in jedem Dezember, eine einheitliche Fortschreibungsrate für das jeweils im folgenden Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr. 
Die Anpassung erfolgt erstmals zum Kindergartenjahr 2024/2025 (01. August).  

Pauschale ab dem 01.03.2024 – Wochenstunden x Geldleistung je Stunde x 4,33 Wochen 

5,76 € Stundenpauschale 1  5,86 € Stundenpauschale 2  6,33 € Angemietete Räume / Std.Pauschale 1 

15 Std./Woche 374,11 €  374,00 €   15 Std./Woche 380,61 €  381,00 €   15 Std./Woche 411,13 €  411,00 €  

16 Std./Woche 399,05 €  399,00 €   16 Std./Woche 405,98 €  406,00 €   16 Std./Woche 438,54 €  439,00 €  

17 Std./Woche 423,99 €  424,00 €   17 Std./Woche 431,35 €  431,00 €   17 Std./Woche 465,95 €  466,00 €  

18 Std./Woche 448,93 €  449,00 €   18 Std./Woche 456,73 €  457,00 €   18 Std./Woche 493,36 €  493,00 €  

19 Std./Woche 473,88 €  474,00 €   19 Std./Woche 482,10 €  482,00 €   19 Std./Woche 520,77 €  521,00 €  

20 Std./Woche 498,82 €  499,00 €   20 Std./Woche 507,48 €  507,00 €   20 Std./Woche 548,18 €  548,00 €  

21 Std./Woche 523,76 €  524,00 €   21 Std./Woche 532,85 €  533,00 €   21 Std./Woche 575,59 €  576,00 €  

22 Std./Woche 548,70 €  549,00 €   22 Std./Woche 558,22 €  558,00 €   22 Std./Woche 603,00 €  603,00 €  

23 Std./Woche 573,64 €  574,00 €   23 Std./Woche 583,60 €  584,00 €   23 Std./Woche 630,40 €  630,00 €  

24 Std./Woche 598,58 €  599,00 €   24 Std./Woche 608,97 €  609,00 €   24 Std./Woche 657,81 €  658,00 €  

25 Std./Woche 623,52 €  624,00 €   25 Std./Woche 634,35 €  634,00 €   25 Std./Woche 685,22 €  685,00 €  

26 Std./Woche 648,46 €  648,00 €   26 Std./Woche 659,72 €  660,00 €   26 Std./Woche 712,63 €  713,00 €  

27 Std./Woche 673,40 €  673,00 €   27 Std./Woche 685,09 €  685,00 €   27 Std./Woche 740,04 €  740,00 €  

28 Std./Woche 698,34 €  698,00 €   28 Std./Woche 710,47 €  710,00 €   28 Std./Woche 767,45 €  767,00 €  

29 Std./Woche 723,28 €  723,00 €   29 Std./Woche 735,84 €  736,00 €   29 Std./Woche 794,86 €  795,00 €  

30 Std./Woche 748,22 €  748,00 €   30 Std./Woche 761,21 €  761,00 €   30 Std./Woche 822,27 €  822,00 €  

31 Std./Woche 773,16 €  773,00 €   31 Std./Woche 786,59 €  787,00 €   31 Std./Woche 849,68 €  850,00 €  

32 Std./Woche 798,11 €  798,00 €   32 Std./Woche 811,96 €  812,00 €   32 Std./Woche 877,08 €  877,00 €  

33 Std./Woche 823,05 €  823,00 €   33 Std./Woche 837,34 €  837,00 €   33 Std./Woche 904,49 €  904,00 €  

34 Std./Woche 847,99 €  848,00 €   34 Std./Woche 862,71 €  863,00 €   34 Std./Woche 931,90 €  932,00 €  

35 Std./Woche 872,93 €  873,00 €   35 Std./Woche 888,08 €  888,00 €   35 Std./Woche 959,31 €  959,00 €  

36 Std./Woche 897,87 €  898,00 €   36 Std./Woche 913,46 €  913,00 €   36 Std./Woche 986,72 €  987,00 €  

37 Std./Woche 922,81 €  923,00 €   37 Std./Woche 938,83 €  939,00 €   37 Std./Woche 1.014,13 €  1.014,00 €  

38 Std./Woche 947,75 €  948,00 €   38 Std./Woche 964,20 €  964,00 €   38 Std./Woche 1.041,54 €  1.042,00 €  

39 Std./Woche 972,69 €  973,00 €   39 Std./Woche 989,58 €  990,00 €   39 Std./Woche 1.068,95 €  1.069,00 €  

40 Std./Woche 997,63 €  998,00 €   40 Std./Woche 1.014,95 €  1.015,00 €   40 Std./Woche 1.096,36 €  1.096,00 €  

41 Std./Woche 1.022,57 €  1.023,00 €   41 Std./Woche 1.040,33 €  1.040,00 €   41 Std./Woche 1.123,76 €  1.124,00 €  

42 Std./Woche 1.047,51 €  1.048,00 €   42 Std./Woche 1.065,70 €  1.066,00 €   42 Std./Woche 1.151,17 €  1.151,00 €  

43 Std./Woche 1.072,45 €  1.072,00 €   43 Std./Woche 1.091,07 €  1.091,00 €   43 Std./Woche 1.178,58 €  1.179,00 €  

44 Std./Woche 1.097,40 €  1.097,00 €   44 Std./Woche 1.116,45 €  1.116,00 €   44 Std./Woche 1.205,99 €  1.206,00 €  

45 Std./Woche 1.122,34 €  1.122,00 €   45 Std./Woche 1.141,82 €  1.142,00 €   45 Std./Woche 1.233,40 €  1.233,00 €  

46 Std./Woche 1.147,28 €  1.147,00 €   46 Std./Woche 1.167,19 €  1.167,00 €   46 Std./Woche 1.260,81 €  1.261,00 €  

50 Std./Woche 1.247,04 €  1.247,00 €   50 Std./Woche 1.268,69 €  1.269,00 €   50 Std./Woche 1.370,45 €  1.370,00 €  
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